
Ich habe Ihnen hier wie besprochen unsere Forderungen bzgl. Möglichen GEG-Änderungen 
zusammengestellt. Zu der Frage, wie Wärmepumpenförderung in Wärmenetzgebieten eingedämmt 
werden könnte, schicke ich Ihnen ebenfalls meinen aktuellen Kenntnisstand unten. Dazu bin ich 
allerdings noch in Rücksprache mit juristischen Kolleginnen und würde mich gerne nochmals bei Ihnen 
melden, sobald wir da ein Ergebnis der Diskussionen erreicht haben. 
 
Zum GEG: 

• Bessere Abstimmung GEG und Wärmeplanungsgesetz (WPG) Planungen zur Infrastruktur 
sollten grundsätzlich im WPG geregelt werden und Infrastrukturbetreiber (Betreiber von Strom-, 
Gas- und Wärmenetzinfrastruktur) adressieren. 

I. Die Transformation der bestehenden Gasnetze ist sowohl mit Biomethan als auch mit 
Wasserstoff möglich und sollte daher nicht in zwei unterschiedlichen Gesetzen 
adressiert werden. Der Aufbau der Wasserstoffinfrastruktur sowie Stilllegung und die 
Transformation der Gasverteilernetze kann nur aufeinander abgestimmt geplant werden. 
Dazu ist es gut, dass die neue EnWG-Novelle die Umsetzung von Art.56/57 der 
Gasbinnenmarktrichtlinie (EU) 2024/1788 vornimmt, diese sollte die Vorgaben aus §71k 
GEG (und FAUNA) ersetzen. Insbesondere die in § 71k Abs. 6 normierte Haftung 
gegenüber Endverbrauchern, die durch eine Beweislastumkehr zu Lasten des 
Gasverteilnetzbetreibers noch verschärft ist, wirkt derzeit als prohibitive Hürde, die eine 
echte Technologieoffenheit verhindert. 

II. Grundsätzlich sollten Probleme, die durch mangelnde Verbindlichkeit der Kommunalen 
Wärmeplanung entstehen, nicht zu Lasten der Netzbetreiber gehen. 

• Abbau von Hürden bei Wärmenetzen 
I. § 71j GEG „Übergangsfristen bei Neu- und Ausbau eines Wärmenetzes“ stellt zu hohe 

Hürden für die Wärmenetzbetreiber und muss vereinfacht werden: 
Dekarbonisierungsfahrpläne entschlacken, Vertragsgestaltung mit Fristen an reale 
Bauzeiten anpassbar machen und Regressansprüche gegenüber dem 
Wärmenetzbetreiber überarbeiten. 

• Verschiedene Wärmeversorgungsoptionen gleichwertig zulassen 
I. Bei den Anforderungen an Wärmepumpen- oder eine Solarthermie-Hybridheizung in § 

71h sollten auch dezentrale KWK-Technologien wie BHKWs oder Brennstoffzellen als 
zulässige Optionen für die Spitzenlasterzeugung aufgenommen werden. 

• Weitere Punkte zur Verschlankung der Regelungen 
II. § 71 Abs. 11: Die Beratungspflicht vor dem Einbau einer fossilen Heizung führt zu 

unnötigem, bürokratischem Aufwand. In der Praxis ist es nur ein weiteres Papier, das 
unterschrieben wird. 

III. § 71d: Die Anforderungen an die Dämmvorschriften bei Stromdirektheizungen können 
aus unserer Sicht gestrichen werden. 

IV. § 71f: Die Anforderungen an Biogase sind zu prüfen, insbesondere die Frage, ob der 
Maisdeckel im GEG geregelt werden muss. 

• Weitere Punkte zur Effizienzsteigerung der Regelungen und Einführung der EPBD: 
• Weiterentwicklung hin zu einem „fokussierten“ Einsatz von Fördermitteln in § 19 WPG – dazu 

unten mehr. 
• Ziele vorgegeben, den Bürgern Wahlfreiheit lassen und Verantwortung übertragen. Dafür 

Anforderung aus EPBD Art. 18 zu zentralen Anlaufstellen für die Gesamtenergieeffizienz in 
Gebäuden schnell einführen 

• Denkbar: Für Wärmenetze Anteile an EE/ Abwärme/ KWK aus Art. 26 der EU-EED (Definition der 
effizienten Fernwärme/-kältenetze) anregen. Anforderungen in EU-Richtlinie für Wärmenetze 
anders ambitioniert als in GEG, aber auch mit ansteigendem Pfad. VKU vertritt diese Forderung. 

• GGQ kann unterstützendes Element für die Dekarbonisierung des Gasbereichs sein 



 
Zudem vertreten wir die Auffassung, dass zur Steigerung der Kosteneffizienz die Heizungsförderung 
spezifischer gestaltet werden sollte. Konkret regen wir in unseren Stellungnahmen zum GEG und WPG an, 
in den Gebieten, in denen die kommunale Wärmeplanung in Zukunft Wärmenetzgebiete vorsieht, die 
Einzelheizungsförderung einzustellen. Also: Keine Wärmepumpenförderung in Wärmenetzgebieten. 
Was müsste dazu angepasst werden? 
 
Das Wärmeplanungsgesetz (WPG) regelt die Ausweisung von Wärmenetzgebieten (§ 26 WPG). Es gibt 
aber keine direkte Kopplung zwischen dieser Ausweisung und der BEG-Förderung. 
Um einen Ausschluss zu ermöglichen, müsste aus unserer Sicht aktuell: 

• Wahrscheinlich das GEG angepasst werden, sodass in ausgewiesenen Wärmenetzgebieten keine 
Einzelheizungen gefördert werden dürfen; §§ 89 ff GEG 

• Sowie die BEG-Förderrichtlinie geändert werden, mit einer klaren Definition: „Förderung für 
Wärmepumpen ist ausgeschlossen, wenn das Gebäude in einem Gebiet liegt, das nach § 26 WPG 
als Wärmenetzausbaugebiet ausgewiesen ist.“ BEG – Ziff. 5 Gegenstand der Förderung. 

• Kommunale Wärmepläne müssen verbindlich vorliegen (bis 2026 für große Städte, bis 2028 für 
alle Kommunen). Im BMWSB vertritt man die Auffassung, dass dafür die Wärmepläne 
Hausnummernscharf vorliegen müssten, um genau zu eruieren, welche Haushalte von der WP-
Förderung ausgeschlossen werden können. Zudem müsste eine kommunale Satzung zum 
Wärmeplan vorliegen. 

• Ein zentrales Register oder Datenabgleich wäre ggf. nötig, damit Förderstellen (KfW, BAFA) prüfen 
können, ob ein Antragsteller in einem Wärmenetzgebiet liegt. 

 
Das ist aber, wie gesagt, noch nicht abschließend diskutiert bei uns. Ich wollte Ihnen aber bereits einen 
Zwischenstand geben, auch mit Blick darauf, dass das Thema heute im Koalitionsausschuss diskutiert 
wird. 
 
Auch zur weiteren EPBD -Diskussion würde ich mich gerne wieder bei Ihnen melden, sobald ich konkrete 
Hinweise vorliegen habe. 
 
Ich hoffe, die Ausführungen treffen auf Ihr Interesse, bei Nachfragen stehe ich natürlich gerne zur 
Verfügung. 


